
Des ei nen Freud - des anderen Leid 

Aussenraume wurden in den letzten Jahrzehnten immer starker beleuchtet. 
Ein erheblicher leil des lichts wird dabei nicht genutzt und erhellt stattdessen den 
Nachthimmel. Neue technische Mõglichkeiten und daher günstigere Beleuchtungs­
produkte führen zunehmend zu Schwierigkeiten. Nicht alles, was gefallt, ist auch 
erlaubt, denn übermassiges künstliches licht kann einen negativen Einfluss auf die 
nachtliche landschaft, die Artenvielfalt und den Menschen haben. 

Seit Ende Mai 201 9 hat das Amt für Abfa ll , Was­
ser, Energie und Luft (AW EL) Kanton Zür ich ein 
aktua lisiertes Merkblatt zu den Lichtemissionen 
auf dem Internet aufgesc haltet. ' Ein Entwurfzum 
gleichen TIlema ist au f der Webpage des Bundes­
amtes für Umwelt (BAFU) abrufba r. 2 

Was ist Lichtemission resp . -verschmlltzung 
Als Lichtverschmlltzung wird ungenutztes d irekt 
blendendes Kunstl icht und solehes, das an Luft ­
und Staubteilchen in der Atmosphare ges treut 
wird llnd damit den Himmel aufhell t (Lichtglo­
cke), bezeichnet, womit schad liche oder las tige 
Einwirkllngen auf den Menschen und seine Um­
welt entstehen. Umweltschutzrechtlich relevant 

sind a lle ortsfes ten Beleuchtungsa n lagen innen 
und aussen, so fe rn von ih nen AlIssenwirkung 
ausgeht. 

Gesetzliche Grundlagen 
Künstliches Licht bes teht aus elektromagneti­
schen StrahJen und ge hõrt da her zu den u n­
erwü nschten Einwirkllngen nach dem Umwelt­
sch ll tzgesetz (Art. 1 Abs. 2 USG). Das Licht 
beziehll ngsweise d ie Strahlen werden beim Au s-

, www.awel.zh.ch . Luft. Klima & Elektrosmog 
• l.ichtemissionen (Stand: 23. Mai 2019). 
www.bafu .admin.ch • Stichwort «Vollzugshilfe Lichtemission» 
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tritt aus Anlagen als Emis­
sionen und am Ort ihres 
Eintreffens als Immissionen 
bezeichnet (Art. 7 Abs. 2 
USG). Ihnen s01l im Sinne 
des Vorsorgeprinzips begeg­
net werden , indem die 
Emissionen so weit tech­
nisch und betrieblich mõg­
lich sowie wirtschaftlich 
tragbar vorsorglich Zll be­
grenzen sind (Art. 11 Abs. 2 
USG). Die Emissionsbe­
grenzungen fi.nden ihre 
rechtliche Grundlage im 
Sinne eines Schutzes und 
zur Vermeidl1ng in Art. 12 
USG; zu den Immissions - Weihnachtsbeleuchtung au! dem Zürcher Sechselautenplatz. 
grenzwerten siehe Art. 13 
USG. Wenn feststeht oder zu erwarten ist, dass 
die Einwirkungen llnter Berücksichtigung der 
bestehenden Umweltbelastllng schadlich oder 
lastig werden, kõnnen nach Art. 11 Abs. 3 USG 
Emissionsbegrenzllngen verschiirft werden. 3 

Da Immissionsgrenzwerte für sichtbares Licht 
fehlen, müssen die Behõrden jeweils eine Einzel­
faLlbeurteilwlg vornehmen. Bei der Abwagung 
sind die entsprechenden Normen (insb. Art. 11-
13 und 16-18 USG) unmittelbar Zl1 berücksichti­
gen llnd ist dem Verhaltnismassigkeitsprinzip, 
allch unter der Berücksichtigung des Standes der 
Wissenschaft und der Technik sowie der Erfah­
rungen der Fachstellen , Rechnllng zu tragen . 

Beispiele für andere Normen und 
Empfehlungen betreffend Lichtemissionen 
Seit 1. Mãrz 2013 ist die SIA Nonn 491 zur 
«Vermeidung llnnõtiger Lichtemissionen im 
Aussenrallm» in Kraft. Allfbauend allf dem Vor­
sorgeprinzip liefert sie eine wichtige Konkreti­
sierllngshilfe zur Eindammllng unnõtiger Licht­
emissionen. Sie hat insbesondere die Beleuchtung 
privater Gebaude und Anlagen zum Gegenstand. 

Das Bllndesamt für Umwelt (BAFU, ehe­
maIs BUWAL) hat bereits 2005 Empfehlllngen 
zur Vermeidllng von Lichtimmissionen abgege­
ben. ZlI den Lichtemissionennormen zahlt weiter 
SN EN 12193:2008. 
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Im Kanton Zürich hat das Amt für Abfall, 
Wasser, Energie llnd Luft (AWEL) ein Merkblatt 
für die Gemeinden betreffend ihre AlIfgaben 
(Verordnungsk01l1petenzen) und Massnahmen 
(Au flagen i1l1 Ballbewi lligungsverfahren sowie 
Behandlung von Reklamationen) zur Vermeidung 
von Lichtversch1l1utzung er1assen. Die Gemein­
den sollen als Vorbild bei eigenen Bauten und 
Anlagen vorangehen, hinsichtlich Begrenzung 
an der Qlle1le, Notwendigkeit, Allsrichtllng, 
Lichtlenkllng/-s teuerung, Helligkeit llnd Spekt­
ru1l1 der Lichtqllellen. Das heisst, nur notwendi­
ge (sicherheits-)relevante Beleuchtung sollllnter 
Gesamtlichtstromminimierung betrieben wer-

J Emissionsbegrenzungen k6nnen beispielsweise auch au!grund 
des Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG), des Jagdgesetzes 
(JSG), der Signalisationsverordnung (SSV), des Planungs- und 
Baugesetzes (PBG) oder aus Gründen der Verkehrssicherheit 
n6tig sein. Für den Schutz vor schadlichen Laserstrahlen siehe 
auch die Schall· und Laserverordnung (SLV). Wenn Leucht­
dioden- und Laserstrahler zum Einsatz kommen, ist ausserdem 
die Verordnung über elektrische Niederspannungserzeugnisse 
(NEV) anwendbar. 

, Für die Bewilligung von temporaren Beleuchtungen (Gewer­
be·Weihnachtsbeleuchtung, Eventbeleuchtung) in der Stadt 
Zürich ist die Stadtpolizei Zürich, Abtei lung Bewilligungen, 
zustandig. 

s Für Reklamebewilligungen in der Stadt Zürich ist das Amt 
für Stadtebau der Stadt Zürich, Lindenhofstrasse 19, Postfach, 
8021 Zürich, zustandig; 044 4122944; Anfragen k6nnen 
auch vorfrageweise gestellt werden. 

den. Lichtstrõme sind grundsatzlich von oben 
nacb unten mõglichst prazise und nur so heli wie 
notwendig allszuricbten und für so lange wie nõ ­
tig in Betrieb zu halten, d.h. sie sind der Nacht­
ruhe durch Abschaltung oder Verwendung von 
Bewegungsmeldern anzupassen. 

Gerichtsentscheide 
Sowohl auf kantonaler wie auch auf Bundes­
ebene sind Gerichtsentscheide zum Thema 
Lichtemissionen ergangen. Nachfolgend drei Bei­
spiele: 

Vermeidbare Lichtemissionen 
(Baurekursgericht Kanton Zürich) 
Zu den vermeidbaren Lichtemissionen werden 
etwa das Anleuchten von nicht Zll beleuchtenden 
Umgebungsflachen gezah lt oder das ungenaue 
Anleuchten oder das llnnõtige ganznachtliche 
Anleuchten (BRGE II Nr. 0172/2015). 

Weihnachts- und Ganzjahreszierbeleuchtung 
(Bundesgericht: BGE 140 II 33) 
In seine1l1 Entscheid vom 12. Dezember 2013 hielt 
das Bundesgericht fest, dass für die Weihnachts­
zeit traditionell und ortsüblich vom 1. Advent 
bis zum 6. Januar eine Weihnachtsbeleuch­
tung zuHissig sei, welche bis l Uhr morgens in 
Betrieb sein dürfe, danach se i die Beleuchtung 
abzllstellen. 

Weiter führte das Bllndesgericht zu einer im 
Vergleich zur Weihnachtsbeleuchtllng red uzier­
ter Ganzjahresbeleuchtung aus, dass eine Begren­
zung der Beleuchtllngsdaller, so dass diese von 
abends um 22 Ulu bis morgens llm 6 Uhr aus­
geschaltet sein muss, jedenfalls nicht zu bea n­
standen sei. Es liess allerdings explizit offen, ob 
ei ne weitergehende Emissionsbegrenzung zulas­
sig oder sogar geboten sein. 

Keilu Baubewilligungspflicht für 
Weihnachtsbeleuchtung (Burz desgericht: BGer 
1 A_202/2006 vom 10. September 2007) 
Zl1m TI1ema Weihnachtsbeleuchtung hat das 
Bundesgericht festgehalten, dass allch für eine 
aussergewõhn lich grosse und helle Weihnachts­
beleuchtung nicht vorab eine Bewi lligungspflicht 
gemass Art. 22 Abs. l RPG bes teht. Dies obgleich 
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damit unter Umstanden gegen den einzuhalten­
den umweltrechtlichen Grundsatz der vorsorg­
lichen Emissionsbegrenzung verstossen wird . 
Hingegen sind die zllstãndigen Behõrden ange­
halten, nach einer ballpolizeilichen Überprüfung 
angesichts einer konkreten Beanstandung oder 
von Amtes wegen aufgrund einer Kontrolle eine 
beschwerdefahige Verfügung Zll erlassen, in der 
da rüber befllnden wird, ob ei ne ex tensive Be­
lellchtllng die ball - lInd umweltschlltzrechtlichen 
Vorschriften ei nhaJt.4 

Digitale Werbung 
Anders als Weihnachtsbelellchtllngen lInterliegen 
beleuchtete Reklamen im Strassenbereich nach 
der Signa lisationsverordnun g (SSV) und auf­
grund der Baugesetzgebung (§ 309 Abs. l lit. m 
Planungs- llnd Ballgesetz, PBG; § 14 ti t. n Ball ­
verfahrensverord nllng, BVV (Kt. ZH)) der Ball­
bewilligungspflicht. Diesbezüglich werden den 
Betreibern Auflagen zur Lellchtd ichte und den 
Betr iebszeiten gemacht.s 

Fazit 
Im Zllsammenhang mit den nichtfllnktionalen 
Zier- lInd Weihnachtsbeleuchtungen ist den Be­
treibern Zll empfehlen, dass Sie bereits beim Er­
werb - insbesondere bei Leuchtdioden und 
Lasern - sichersteLlen, das s di.ese der Verordnllng 
i.iber elektri sche Niederspannllngserzeugnisse 
entsprechen und weder andere Verkehrstei lneh­
meI, die Nachbarn noch die Natur und die Tiere 
durch die Installationen übermassig gestõrt und 
damit beeintrachtigt werden . 

Zweckmã ssig eingesetzte Belellchtu ng ver­
mindert den Energieverbrauch, vermeidet Kos­
ten, unnõtige Immissionen sowie Streitigkeiten 
und freut die Mehrheit der Bevõlkerung. 
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